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(Nr. 9342.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Weimar wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Oberröblingen a. H. nach Allſtedt. Vom 21. Dezember 1888. 


iin Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar haben zum Zwecke einer Verein⸗ 
barung über die Herſtellung einer Eifenbahn von Oberröblingen an der Helme 
nach Allſtedt zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar: 
Höchſtihren Regierungsrath Pr. Karl Slevogt, 
welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von Ober- 
röblingen a. H. nach Allſtedt für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die 
geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres Staatsgebietes. 


Artikel II. 

Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der Bahn, wie 
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bezüglich der Anlage von Stationen in dem Sachſen⸗Weimariſchen Gebiete etwaige 
beſondere Wünſche der Großherzoglichen Regierung thunlichſt berückſichtigen wird. 
Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, 
ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Fluf- 
korrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen 
Prüfung der Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 
Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Bedürfniſſes 
die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche die ge⸗ 
plante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung an- 
geordnet oder genehmigt werden, fo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Aus⸗ 
führung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Großherzogliche 
Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage 
weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eifenbahn- 
verwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel III. 
Die Spurweite der Geleiſe foll 1,45 Meter im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel I benannte Bahn 
nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen unter- 
geordneter Bedeutung vom 12. Jum 1878 herzustellen und demnächſt zu be 


treiben. 
Artikel IV. 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung wird für den Fall der Ausführung 
der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — in Anerkennung der für 
die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes hiermit verknüpften Vortheile — 

1) den geſammten zum Bau der Bahnanlage erforderlichen Grund und 

Boden der Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung 
Dellen ; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und fonftigen öffentlichen Wege unent⸗ 
geltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des eſtehens 
und Betriebes der Bahn innerhalb ihres Gebietes geſtatten; 

3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 50 000 Mark, in Worten: »funfzigtauſend Mark⸗ gewähren. 


Artikel V. 

Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich auf 
das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen von 
Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den genehmigten Bauplänen oder nach 
den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche, oder zum Schutze der 
benachbarten Grundſtücke zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für nothwendig 
erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten 
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und Gerechtigkeiten. Die Ueberweifung des Grundeigenthums nebſt Rechten und 
Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſen⸗ 
bahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienzentſchädigung nicht zu tragen und 
die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei von Pfandrechten fo- 
wie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die dauernd erforderlichen in 
das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für die Dauer des Bedürfniſſes 
in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem ſollen vielmehr 
oer die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen Terrains zur 
aſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau⸗ 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grund⸗ 
ſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, deren 
Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich angeordneten 
Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in Frage ſteht, 
die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen drei Monaten nach Vorlage dieſes Auszuges iſt die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die 
Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem 
Zweck die Großherzoglich Sächſiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung, ſoweit erforderlich, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht rechtzeitig et, 
theilen wird. Die Königlich Preußiſche Regierung wird dabei die Intereſſen der 
Großherzoglich Sächſiſchen Regierung thunlichſt wahrnehmen, insbeſondere Ver⸗ 
gleiche nicht ohne deren Zuſtimmung abſchließen. Der im Enteignungswege für 
den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Aufwand einſchließlich der Koſten des 
Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, wegen Ueber⸗ 
tragung dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren 
ſich zu verſtändigen, fie bleibt indeß auch für den Fall einer derartigen Ueber⸗ 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her⸗ 
ftellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, foweit 
dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Der nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtende Baarzuſchuß iſt vier Wochen nach 
Eingang der Erklärung der Königlich Preußiſchen Regierung, daß ſie mit dem 
Bau der Bahn vorzugehen beabſichtige, ſeitens der Großherzoglich Sächſiſchen 
Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Er⸗ 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgeleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen, ſo wird die Großherzoglich 
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Sächſiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen er- 
forderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel IV 
unter Nr. 1 des Vertrages nicht bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht 
ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von 
ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung der Ent— 
ſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, 
als diejenigen, welche bei den Enteignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem Groß— 
herzoglich Sachſen-Weimariſchen Gebiete zur Zeit Geltung haben. Für die Tier, 
handlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums oder zur Ueberlaſſung der 
Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, 
namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen 
der Gerichte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit von Stempel» und Gerichts⸗ 
gebühren ein. 
Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die Königlich 
Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der Grof- 
herzoglich Sächſiſchen Regierung. , 

Artikel VII. 


e Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Großherzogthum Sachſen⸗ 
Weimar entfallenden Bahnſtrecke der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung vor— 
behalten. Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im Großherzogthum Sachſen— 
Weimar zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der Großherzoglich Sächſiſchen 
Regierung ſein. 

Der Großherzoglichen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung des 
ihr über die im Großherzogthum belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsrechts 
einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, 
welche nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der Behörden 
geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Großherzoglich Sachſen⸗ 
Weimariſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecke erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Großherzoglichen Behörden in Pflicht zu 
nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich 
dieſer Bahnſtrecke den betreffenden Großherzoglich Sächſiſchen Organen ob. Die⸗ 
ſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unter⸗ 
ſtützung leiſten. 

Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Großherzoglich Sächſiſchen 
Gebiete ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörig— 
keitsverhältniſſes. 
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Die Beamten der Bahn find ohne Unterfchied des Orts der Anftellung 
rückſichtlſch der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Großherzoglich Sächſiſchen Staatsgebiets ſoll 
auf 1 des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls ge 
eignete Militäranwärter, unter welchen die Sachſen⸗Weimariſchen Staatsangehörigen 
gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu er- 
mitteln ſind. 

Artikel N. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
im Großherzoglich Sächſiſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Großherzoglich 
Sächſiſchen Gerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch 
nach den Sachſen-Weimariſchen Landesgeſetzen beurtheilt werden. 


Artikel X. 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung wird, fo lange die Bahn im Eigen- 
thum oder Betrieb der Königlich Preußiſchen Regierung ſich befindet, von derſelben 
und dem zugehörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben erheben, noch 
auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen Tor, 
porativen Verbände zulaſſen. 


Artikel XI. 


Für die Einziehung von Stationen, ſowie für die Einſtellung des Betriebes 
auf der ganzen Bahn oder einem Theile derſelben iſt die Zuſtimmung der Groß— 
herzoglich Sächſiſchen Regierung erforderlich. 


Artikel XII. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Sachſen-Weimariſche Staatsgebiet 
entfallenden Bahnſtrecke wird die Großherzoglich Sächſiſche Staatsregierung, ſo lange 
die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, 
nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und Betrieb an 
einen Privatunternehmer abgetreten werden, wozu die Genehmigung der Groß— 
herzoglich Sächſiſchen Regierung erforderlich fein würde, jo bleibt der Groß 
herzoglich Sächſiſchen Staatsregierung das Recht vorbehalten, die in ihrem Gebiet 
belegene Bahnſtrecke nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. No» 
vember 1838 anzukaufen. Durch eine etwaige derartige Erwerbung des Eigen⸗ 
thums ſeitens der Großherzoglich Sächſiſchen Staatsregierung ſoll indeß die Ein— 
heitlichkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt werden. Die Großherzogliche 
Regierung verpflichtet ſich vielmehr, auch in dieſem Falle den Betrieb und die 
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Verwaltung des auf ihrem Gebiet belegenen Theiles der Bahn demjenigen Betriebs- 
unternehmer zu übertragen, welcher den Betrieb und die Verwaltung der auf 
Preußiſchem Gebiet belegenen Strecke der Bahn führen wird. 


Artikel XIII. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

N Artikel XIV. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 

So geſchehen zu Berlin, den 21. Dezember 1888. 


Dr. Micke. Dr. Slevogt. 
(. S.) (L. Su 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 8 


Ar. 9343.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Einbeck. Vom 14. Juni 1889. 


Alf Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 

Hannover (Geſetz⸗Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 

miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 

Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Einbeck gehörigen Bezirk der Gemeinde 
Markoldendorf 


am 15. Juli 1889 beginnen ſoll. 
Berlin, den 14. Juni 1889. 
Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. April 1889 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Hildesheim im Betrage 
von 1500000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Hildesheim Nr. 22 S. 265, ausgegeben den 31. Mai 1889; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. April 1889, betreffend die Genehmigung 
der von dem 37. ordentlichen Generallandtage der Oſtpreußiſchen Land— 
ſchaft beſchloſſenen zuſätzlichen Beſtimmungen zu dem revidirten Reglement 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 24. Dezember 1808, durch die Amts— 
blätter 

der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 20 S. 127, ausgegeben 
den 16. Mai 1889, i 

der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 20 S. 154, ausgegeben 
den 15. Mai 1889, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 20 S. 151, ausgegeben 
den 16. Mai 1889, 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. April 1889, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Pr. Eylau für die von demſelben zu bauende Chauſſee von Pos⸗ 
mahlen nach Kilgis, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Königsberg Nr. 23 S. 148, ausgegeben den 6. Juni 1889; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Mai 1889, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Teltow bezüglich der Chauffee 
von dem Bahnhofe zu Königs-Wuſterhauſen bis zur Kreisgrenze bei 
Bindowbrück, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
Nr. 24 S. 213, ausgegeben den 14. Juni 1889. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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